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Jeden Sonntag die Läden öffnen zu 
dürfen, das ist der irrwitzige Traum 

einiger Hardliner im Arbeitgeberlager. 
Jahrelang kam dieser Ruf von der Spitze 
der ehemaligen MetroTochter Galeria 
Kaufhof. Regional sind die Speerspitzen 
gegen den arbeitsfreien Sonntag u.a. 
im BerlinBrandenburger Handelsver
band HBB zu finden. Doch seit einiger 
Zeit dreht sich spürbar etwas: ver.di und 
die »Allianz für den freien Sonntag« 
fahren vor Gericht spektakuläre Erfolge 
beim Sonntagsschutz ein. 

Zehn Jahre nach Gründung der Sonn
tagsallianz auf Bundesebene findet am 
17. Februar 2016 in Berlin die nächste 
Zeitkonferenz statt, bei der das kirch
lichgewerkschaftliche Bündnis Bilanz 
ziehen und auch die nächsten politischen 
Schritte planen wird. Die 6. Zeitkonferenz 
steht unter dem Motto »Es dreht sich 
was beim Sonntagsschutz«. 

Im fast abgelaufenen Jahr gab es eine 
Reihe wegweisender Urteile. Auf höchs
ter Ebene entschied zuletzt am 11. No
vember das Bundesverwaltungsgericht 
(BVerG) in Leipzig. Es erteilte der weit 
verbreiteten Praxis von Gemeinden, 
Scheinanlässe für Sonntagsöffnungen 

zu schaffen, eine deutliche Abfuhr. Das 
Gericht bestätigte in letzter Instanz einen 
Spruch des Bayerischen Verwaltungsge
richtshofes. Dieser hatte Ende 2013 
eine Verordnung aus Eching kassiert: Die 
Gemeinde sah ein kleines Frühlingsfest 
mit einer Torwand im örtlichen Gewer
begebiet als ausreichend an, um die 
Sonntagsöffnung mehrerer großer Mö
belhändler zu genehmigen. Dagegen 
klagte ver.di Bayern und hatte Erfolg. 

ver.di klagt erfolgreich gegen 
Scheinanlässe für Öffnungen

ver.diBundesvorstandsmitglied Stefanie 
Nutzenberger begrüßte das Urteil und 
die gerichtliche Bestätigung, »dass Ge
werkschaften berechtigt sind, gegen die 
Aufweichung des verfassungsrecht
lichen Sonntagsschutzes zu klagen«. 
Auch Dirk Nagel vom bayerischen ver.di 
Landesfachbereich Handel betonte, dass 
die Gewerkschaften durch die Entschei
dung rechtlich und politisch im Kampf 
um den Erhalt des freien Sonntag ge
stärkt worden sind. Eine sehr aktive 
Rolle spielten in diesem Konflikt die 

Münchner Sonntagsallianz und der 
Echinger IkeaBetriebsrat.

Enorm wichtig für kommende Ausein
andersetzungen: Das Bundesverwaltungs
gericht machte u.a. deutlich, dass Ver
anstaltungen wie Feste und Jahrmärkte 
für sich genommen – also nicht erst 
aufgrund der Ladenöffnung – einen 
beträchtlichen Besucherstrom anziehen 
müssen, der die zu erwartende Zahl der 
Ladenbesucher übersteigt.

Bereits am 15. Oktober gab das Ver
waltungsgericht Hannover einer Klage 
von ver.di Recht und untersagte der 
Citygemeinschaft der Stadt, am 8. No
vember und am 27. Dezember die Läden 
zu öffnen. Weder die wirtschaftlichen 
Interessen der Unternehmer noch das 
Konsuminteresse der Kunden rechtfer
tigen laut Urteil eine Öffnung der Läden 
am Sonntag. Ausnahmegenehmigungen 
müssten sich auf die ganze Stadt und 
nicht nur auf einzelne Stadtteile bezie
hen. Das zielt auf die Praxis der Stadt, 
2015 in unterschiedlichen Stadtteilen 
insgesamt 12 Verkaufssonntage zu ge
nehmigen. Außerdem äußerten die Ver
waltungsrichter erhebliche verfassungs
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Es dreht sich was beim 
Sonntagsschutz

Gibt es sie denn 
überhaupt, die Gu-
ten? Immer wieder 
ziehen Arbeitgeber 
im Einzel- und Ver-
sandhandel berech-
tigte Kritik auf sich, 
weil sie die Beschäf-
tigten mies behan-
deln und bezahlen. Echte Mitbestim-
mung ist oft ein Fremdwort. Wir wol-
len das Pferd einmal anders herum 
aufzäunen: Deshalb hat die ver.di-
Bundesfachgruppe Einzelhandel jetzt 
auch auf handel.verdi.de eine Umfra-
ge gestartet, um eine Positivliste bun-
desweit tätiger Unternehmen zu er-
stellen. Wie sieht es mit der Tariftreue 
aus? Gibt es Betriebsräte, existiert ein 
mitbestimmter Aufsichtsrat? Wird aus-
gebildet? Gibt es Leiharbeitskräfte? 
Wir setzen auf unsere betrieblichen 
Expertinnen und Experten: Beteiligt 
euch! 
Betriebsräte und Gesamtbetriebsräte, 
aber auch Mitglieder der regionalen 
Fachgruppen sowie andere ver.di-
Aktive aus der Branche sind eingela-
den, an diesem Ranking mitzuarbeiten. 
Wir wollen es in den Tarifrunden und 
in der Öffentlichkeitsarbeit nutzen, um 
Veränderungen anzustoßen. 

U L R I C H  D A L I B O R ,  

L E I T E R  B U N D E S F A C H 

G R U P P E  E I N Z E L H A N D E L

Fortsetzung auf Seite 2

DATEN & FAKTEN
 Mit 2,5 Mrd. Zuwachs bei seinem 
Privatvermögen ist Lidl- und Kauf-
land-Eigentümer Dieter Schwarz der 
Supergewinner unter den reichsten 
deutschen Händlern. Das »manager-
magazin« listet auch in diesem Jahr 
wieder die 500 Superreichen im 
Handel auf (Sonderheft 2015).

 Die Familien Albrecht und Hei-
ster (Aldi Nord und Aldi Süd) legten 
laut diesem Ranking zusammen um 
1,1 Mrd. Euro zu. Bei den Familien 
Haub (Kaiser´s Tengelmann, KiK, 
OBI, Tedi) und Deichmann (Schuh-
Geschäfte) sind es jeweils 300 Mio. 
Euro mehr. 

 INFOGRAFIK: BLEIFREI
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FÜR TARIFBINDUNG, GEGEN TARIFFLUCHT: Streik und Protestkundgebung tausender real,Beschäftigter vor der Düsseldorfer MetroZentrale, 
die Ende September stattgefunden hat. Auch im November/Dezember gab es viele Aktionen für den Tarifvertrag, u.a. bei Amazon, Primark, 
OBI, Toys »R« Us und KiK (S. 2 »Gesicht zeigen für Tarifbindung, S. 4 »Gegen Arbeitsunrecht«) FOTO: DIETRICH HACKENBERG



Douglas,  
lass das! 
Bei der Parfümerie Douglas in der 
Wolfsburger City Galerie ist am 18. 
September ein Betriebsrat gewählt 
worden. Mehr als die Hälfte der Be-
schäftigten hat sich in ver.di organi-
siert, weil sie z. B. nicht für Stunden-
sätze zwischen 9,50 und 10,78 Euro 
an Sonntagen arbeiten wollen. Dazu 
sollte es auf Wunsch der Zentrale 
auch keine freien Samstage mehr ge-
ben. Nachdem Douglas seit dem 1. 
Juni 2015 zu 85 Prozent dem Finanz-
investor CVC Capital Partners und 
nur noch zu 15 Prozent der Gründer-
familie Kreke gehört, hat sich der 
Druck auf jede einzelne Verkäuferin 
maßlos erhöht. Sie haben Jahresar-
beitszeitverträge und müssen ver-
kaufen, was das Zeug hält. Viele 

 haben den Eindruck, dass sie in der 
Filiale ihr »eigenes Ich« abgeben 
müssen. Nachdem der erste Betriebs-
rat 2014 in Offenbach gewählt wur-
de, folgten die Beschäftigten in Han-
nover und jetzt in Wolfsburg dem 
Beispiel. Mehr Informationen bei fa-
cebook: »Damit es bei Douglas nicht 
zum Himmel stinkt« und  
moritz.braukmueller@verdi.de  

Berechtigte Erwartungen FOTO: NADJA RITTER
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 KLAGE GEGEN ZALANDO: 
Beim Berliner Arbeitsgericht ist eine 
ver.di-Klage gegen den Online-Mo-
dehändler Zalando anhängig, ein 
Verhandlungstermin steht noch aus. 
Dabei geht es u.a. um die Verletzung 
der Mitbestimmungsrechte bei der 
Umwandlung des Unternehmens in 
eine europäische Aktiengesellschaft 
(SE). Die Wahl und Besetzung des 
vom Gesetz vorgesehenen »beson-
deren Verhandlungsgremiums«, das 
für die Formulierung einer 
Mitbestimmungs vereinbarung zu-
ständig war, ist laut ver.di nicht 
rechtmäßig erfolgt: So sind die Be-
schäftigten nicht korrekt über die 
Wahl des Gremiums informiert wor-
den, Gewerkschaften in Deutschland 
und anderen europäischen Ländern 
hat Zalando gar nicht erst einbezo-
gen. Im Aufsichtsrat der SE verfügt 
die Kapitalseite über sechs von neun 
Mandaten.

 SAVE THE DATE: Die nächste 
bundesweite JAV-

Konferenz der Ju-
gend im Handel 
findet vom 22. bis 

24. Februar 2016 in 
Dortmund statt! Al-

le Jugend- und Aus-
zubildendenvertre-
tungen des Einzel-

handels und des Groß- und Außen-
handels sind herzlich eingeladen! 
Anmeldeschluss ist der 20. Januar. 
Ausführliche Infos unter: handel. 
verdi.de/ueber-uns/jugend-im-handel

V ieles im Einzel und Versandhandel 
verändert sich schnell und auch das 

ist neu: Noch nie hat es außerhalb der 
üblichen Tarifrunden so viele Streiks und 
andere kämpferische Aktionen für bes
sere und sichere Einkommen gegeben 
wie in diesem Jahr. Ziel ist die erstmalige 
bzw. erneute Tarifbindung bei Amazon 
und der aus dem Tarif geflüchteten 
MetroTochter real, ebenso wie bei den 
Modeketten Primark und Wöhrl, im 
Zentrallager des Textildiscounters KiK, 
in den Filialen der Spielzeugkette Toys 
»R« Us und in den Baumärkten von OBI. 

Tarifaußenseiter im Visier

Diese Auseinandersetzung mit Arbeit
geberwillkür und für Respekt gegenüber 
den Beschäftigten steht für 
ver.di im Handel ganz oben 
an, wie Bundesvorstandsmit
glied Stefanie Nutzenberger 
betont. Auch Karstadt und 
weitere Firmen sowie die 
selbstständigen Kaufleute bei 
Edeka und Rewe, die etwa 
6.000 bzw.1.100 Märkte be
treiben und bis auf wenige 
Ausnahmen untertariflich 
bezahlen, stehen weiter im 
Visier des Fachbereichs: »Ge
schäftsmodellen und Unter
nehmen, die ihre Gewinne 
erwirtschaften, weil Men
schen schlechte bis katastro
phale Arbeitsbedingungen haben, 
müssen ganz klar Grenzen gesetzt 
werden.« Unter diesem Aspekt ist auch 
ein Beschluss des ver.diBundeskon
gresses im September zu sehen, der 
stark auf die erneute Durchsetzung der 
Allgemeinverbindlichkeit der Tarifver
träge orientiert. Er ist auf Initiative der 
Fachbereichskonferenz Handel zustan
degekommen, um den negativen Aus
wirkungen des Verdrängungswettbe
werbs auf Löhne und Gehälter entge
gen zu wirken (siehe auch S. 4). 

In den letzten beiden Monaten des 
Jahres hat sich die Tarifbewegung in den 
Betrieben noch einmal verstärkt. Bei 
Amazon rollte Anfang Dezember eine 
Arbeitskampfwelle mit flexiblen, sehr 
kurzfristig angesetzten Streiks im Weih
nachtsgeschäft an. Bei real, legten nach 
Streiks im gesamten Bundesgebiet und 
einer großen Protestkundgebung vor der 
MetroZentrale, die Ende September 
stattfanden, Beschäftigte auch bei einer 
Aktionswoche Mitte November in drei 
Bundesländern die Arbeit nieder. In 
NordrheinWestfalen kam es punktuell 
zu gemeinsamen Aktionen mit Beschäf
tigten des Spielzeughändlers Toys »R« 
Us, der bereits im Oktober auch in eini
gen Filialen in RheinlandPfalz, Sachsen, 
Bremen, Niedersachsen und Hamburg 

bestreikt wor
den war. In NRW 
legten am 3. 
Dezember in 
sechs Städten 
Be s chä f t i g t e 
von Toys »R« Us 
die Arbeit nieder 
(ausführ l i che 
B e i t r ä g e  z u 
Amazon und 
real, finden sich 
im vorderen Teil 

der aktuellen Ausgabe ver.diPUBLIK).
Bei Primark haben die Streiks in den 
Filialen Hannover, Dortmund  und Frank
furt am Main sowie die Aktion in Karls
ruhe, die bis einschließlich November 
stattgefunden haben, schon erste Wir
kung gezeigt: So revidierte die Arbeit
geberseite bei der dritten Tarifverhand
lung am 13. November ihre bis dahin 
ablehnende Haltung zu den regionalen 
Tarifverträgen des Einzelhandels, deren 
Anerkennung die ver.diTarifkommission 
fordert. Über den Zeitpunkt eines vollen 
Tarifanspruchs gab es allerdings stark 
gegensätzliche Auffassungen. Sollten 
diese anhalten, wird es voraussichtlich 
sehr schnell neue Arbeitskampfmaßnah
men geben. Für den 7. Dezember, kurz 
nach Redaktionsschluss, war eine wei
tere Verhandlung angesetzt, um möglichst 
eine Einigung zu erzielen. 

TShirtAktion in OBIMärkten

An einem »TShirtDay« in zahlreichen 
OBIMärkten haben sich am 21. und 22. 
November bundesweit ver.diMitglieder 
beteiligt. Sie trugen während der Ar
beitszeit TShirts u.a. mit dem OBIBiber 
und der Aufschrift »Tarifvertrag – steht 
mir einfach gut!« Zusätzlich gab es 
»kämpferische Mittagspausen« und 

SONNTAGSSCHUTZ

mäßige Bedenken gegen das niedersäch
sische Ladenöffnungsgesetz, weil es für 
Sonntagsöffnungen keinen konkreten 
Anlass verlangt.

»Das Urteil ist ein toller Erfolg für uns«, 
sagt Sabine Gatz, Leiterin des ver.diLan
desfachbereichs Handel in Niedersachsen/
Bremen. »Die recht starke Fraktion bei 
den Arbeitgebern, die den Sonntagsschutz 
immer wieder angreift, hat damit einen 
weiteren Schuss vor den Bug bekommen.«

ver.di hatte auch argumentiert, dass 
Gewerkschaftsmitglieder an den betrof
fenen Sonntagen nicht an gewerkschaft
lichen Veranstaltun
gen teilnehmen kön
nen. Sie plane für den 
27. Dezember eine 
Infoveranstaltung 
und Demonstration 
zum Schutz des Sonn
tags. Dazu entschied 
das Gericht mit Ver
weis  auf  d ie  im 
Grundgesetz garan
tierte Vereinigungs
freiheit folgenderma
ßen: »Selbst eine bewusst parallel zu 
der Sonntagsöffnung geplante Veran
staltung einer Gewerkschaft kann nicht 
missbräuchlich sein.«

Nach den jüngsten Urteilen ist zu er
warten, dass die Genehmigungspraxis 
in vielen Städten und Gemeinden auf 
den Prüfstand gestellt wird. Auch in 
München steht z.B. eine gerichtliche 
Klärung an. ver.di klagt wegen eines 
Verkaufssonntages, der erstmalig beim 
diesjährigen Stadtgründungsfest am 22. 
Mai in der gesamten Innenstadt stattfand. 
Dagegen hatte es heftige Proteste ge
geben (wir berichteten). 

Zur bundesweiten »Allianz für den 
freien Sonntag« gehören außer ver.di 
die Katholische ArbeitnehmerBewegung 
(KAB), der Bundesverband Evangelischer 
Arbeitnehmerorganisationen (BVEA), die 
Katholische Betriebsseelsorge und der 
Kirchliche Dienst in der Arbeitswelt (KDA). 
Regionale Allianzen gibt es u.a. auch in 
neun Bundesländern sowie über 90 
Städten und Gemeinden.  A H A

Fortsetzung von Seite 1

W ie Bundeswirtschaftsminister Sig
mar Gabriel (SPD) in der Frage 

entscheiden wird, ob Kaiser’sTengel
mann (KT) an Edeka verkauft wird, ist 
auch durch die mehrstündige öffentliche 
Anhörung Mitte November im Ministe
rium nicht deutlicher geworden. 

Nach reiflicher Prüfung des Gehörten 
müsste der sozialdemokratische Minister 
zu dem Resultat kommen, dass Edeka 
als Käufer der 450 KTFilialen für die rund 
16.000 Beschäftigten zum großen Risi
ko werden kann, wenn das Unternehmen 
zerschlagen wird. EdekaChef Markus 
Mosa ließ bei der Anhörung durchblicken, 
dass auch vorhandene Arbeitsplätze durch 
Schließungen und Ausgliederungen an 
selbstständige Kaufleute wegfielen. Auf 
Nachfrage von Gabriel wollte Mosa nicht 
garantieren, dass die KTBeschäftigten 
dauerhaft ihre angestammten Rechte 
auf Mitbestimmung und Tarifbindung 
behalten werden.

»Es droht eine massive Verschlechte
rung für die Mehrzahl der Beschäftigten, 
wenn KT an Edeka verkauft wird«, stellt 
Stefanie Nutzenberger, ver.diBundes
vorstandsmitglied für den Handel klar. 
»Durch Standortschließungen gehen 
Arbeitsplätze verloren. Vor allem bedeu

tet die von Edeka geplante Vergabe von 
KTFilialen an selbstständige Kaufleute 
das Aus für Betriebsräte und die Tarif
bindung.« Betriebsvereinbarungen bie
ten keine ausreichende Rechtssicherheit.

Alternativen, die in der Anhörung ge
nannt wurden, so Stefanie Nutzenberger, 

müssen ernst genommen werden. Bei der 
Anhörung erklärte ReweVorstand Alain 
Caparros, er würde alle Beschäftig ten 
übernehmen, auch die defizitären Filia
len in NRW erhalten, die Stellen verbind
lich absichern und mit ver.di entspre
chende Verträge abschließen. KTBesitzer 
KarlErivan Haub schien an Rewes Of
ferte allerdings nie ernsthaft interessiert. 

Hochspannung vor Entscheid

Das Bundeskartellamt hat den Verkauf 
an Edeka wegen weiter wachsender 
Marktbeherrschung untersagt, die Mo
nopolkommission sich diesem Urteil 
angeschlossen und gegen eine Minister
erlaubnis ausgesprochen. Ob Sigmar 
Gabriel den Verkauf an Edeka untersagt 
oder unter welchen Bedingungen ge
nehmigt, war bei Redaktionsschluss 
Anfang Dezember offen.
 GUDRUN GIESE

N E U E  B E T R I E B S R Ä T E :

W I E  E N T S C H E I D E T  M I N I S T E R  G A B R I E L  Z U M  V E R K A U F  V O N  K A I S E R ´ S  T E N G E L M A N N ?

Zukunft der KTBeschäftigten sichern

V I E L E  A K T I O N E N  F Ü R  T A R I F B I N D U N G  U N D  G E G E N  T A R I F F L U C H T

Gesicht zeigen 
für den Tarifvertrag

Originelle Plakate bei Toys ’R‘Us, starke Streikbeteiligung bei 
 Primark auch in Hannover FOTOS: VER.DI

andere Aktionen vor den Märkten. Be
sonderen Unmut gibt es in den Baumärk
ten, weil der Arbeitgeber eine für 2015 
zugesagte Lohnerhöhung gestrichen hat 
und nur eine Einmalzahlung gewährt. 
Die TShirtAktion soll in den nächsten 
Wochen jeweils freitags und samstags 
fortgesetzt werden. Auch im KiKZen
trallager in Bönen sind weitere Aktionen 
in Vorbereitung (Aktueller Bericht auf S. 4).

Zu den Tarifzielen, die sich ver.di im 
Handel für 2016 setzt, gehört der Ab
schluss von DemografieTarifverträgen, 
die Mindeststandards für gute und ge
sunde Arbeit während des gesamten 
Erwerbslebens setzen sollen. Themen 
sind dabei u.a. auch gesundheitsförder
liche Führung und respektvoller Umgang 
mit den Beschäftigten. »Die Arbeitsver
dichtung und die Belastungen in den 
Betrieben schreien nach Tarifregelungen 
für gute und gesunde Arbeit«, so Arno 
Peukes, Tarifkoordinator bei ver.di für 
den Einzelhandel. In den Tarifgebieten 
Bayern und NordrheinWestfalen wird 
dazu bereits seit einigen Monaten mit 
den Arbeitgebern verhandelt. Der nächs
te Termin ist am 12. Januar 2016 in NRW.

A N D R E A S  H A M A N N

Streik in Graben FOTO: THIERMEYER
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 VERHANDLUNGEN MIT DER 
BAYWA: Über zwei wichtige Be-
reiche verhandelt ver.di im Groß- 
und Außenhandel derzeit mit dem 
Agrargroßhändler Baywa: Die Jahres-
arbeitszeit und damit auch die Zahl 
der zulässigen Überstunden und ihr 
Abrechnungszeitraum sollen neu ge-
regelt werden, wobei es bisher noch 
keine Annäherung der Positionen 
gibt. Anfang Dezember begannen 
zudem Verhandlungen mit der Bay-
wa über die Umsetzung des Entgelt-
rahmen-Tarifvertrages, den ver.di in 
Bayern vor über einem Jahr mit den 
Arbeitgebern ausgehandelt hatte.

 TARIFRUNDE BEENDET: Der ge-
nossenschaftliche Großhandel in 
Rheinland-Pfalz und der Groß- und 
Außenhandel im Saarland waren die 
letzten beiden Regionen, die mit Ab-
schlüssen in der ersten November-
hälfte die diesjährige Entgeltta-
rifrunde im Groß- und Außenhandel 
zum Ende brachten. Die Details der 
Abschlüsse können auf der Webseite 
handel.verdi.de nachgelesen werden.

GROSS UND 
AUSSENHANDEL

gungen ausgeschlossen, aber das kom
mende Jahr dürfte die ersten sichtbaren 
Veränderungen bringen. Doch weil mit 
»Back to Attack« auch der Aufbau von
einander unabhängiger Betriebe inner
halb der Metro C&C einhergeht, könnte 
künftig der einheitliche Betriebsrat der 
Märkte gefährdet sein. »Inzwischen ha
ben wir eine Bundestarifkommission 
gebildet, die sicherstellen soll, dass die 
bestehenden Betriebsratsstrukturen 
nicht zerschlagen werden«, so Uwe Er
schens. So schnell wie möglich soll die 
Kommission Verhandlungen mit dem 
Arbeitgeber über die künftigen Mitbe

stimmungsstrukturen in den neu gebil
deten Geschäftsbereichen aufnehmen. 
Ziel ist ein einheitlicher Betriebsrat nach 
§ 3 Betriebsverfassungsgesetz, das heißt, 
ein gemeinsamer Betriebsrat mehrerer 
Unternehmen. Die Verhandlungen wer
den vermutlich Anfang 2016 beginnen.

Ende November hatte die Geschäfts
leitung von Metro C&C eine weitere 
Zumutung parat: Sie forderte die Zu
stimmung der Betriebsräte zur Verlän
gerung der Öffnungszeiten an Silvester 
sowie zur Sonntagsöffnung am 27. De
zember und damit offenen Tarifbruch. 
Denn die gültigen Manteltarifverträge 

schließen aus, zu diesen Zeiten in den 
Märkten zu arbeiten. In einem offenen 
Brief an alle Betriebsräte forderte ver.di 
nachdrücklich, die Zustimmung zum 
Tarifbruch zu verweigern. Der GBR hat
te zuvor eine ähnliche Eilmeldung an 
die Arbeitnehmervertretungen geschickt. 
Der Ausgang dieser »Attacke« auf die 
Tarifautonomie war bei Redaktionsschluss 
noch offen. GG

Groß angelegte Umstrukturierungs
projekte gehören in bundesdeut

schen Unternehmen, so scheint es, in
zwischen dazu; Metro CashandCarry 
(C&C) macht da keine Ausnahme. Und 
auch wenn es im Ergebnis vor allem um 
Kostensenkung und Personalabbau 
geht, sollen zumindest die von PRAgen
turen erdachten Titel solcher Umstruk
turierungen Aufbruch und Zukunfts
tauglichkeit suggerieren. Metro C&C hat 
sich für die kämpferisch anmutende 
Überschrift »Back to Attack« entschie
den.

Erneuter Personalabbau
trifft auf scharfe Kritik

Doch wer wird hier eigentlich angegrif
fen (to attack)? Im Kern sind es vor allem 
Stellen, konkret 518 Vollzeitstellen, die 
im Verlauf des nächsten Geschäftsjahres 
gestrichen werden. Betroffen sein 
könnten vom Abbau rund 700 Mitar
beiter/innen. In einem Sonderinfo 
schrieb der Gesamtbetriebsrat im Herbst, 
dass er »diesen erneuten geplanten Per
sonalabbau aufs Schärfste« verurteile. 
Während in den C&CMärkten auf die
se Weise immer weniger Beschäftigte 
für Beratung, Verkauf und weitere an
fallende Arbeiten übrig bleiben, will 
Metro mit der Umstrukturierung unter 
anderem den Lieferservice (Food Service 
Distribution) ausbauen. »Am Sinn dieser 
Ausrichtung darf gezweifelt werden«, 
sagt Uwe Erschens, der für ver.di im 
Groß und Außenhandel die Metro C&C
Beschäftigten betreut. »Der Markt für 
den Zustellservice ist mehr oder weniger 
aufgeteilt – und hier zufriedene Kunden 
von anderen Lieferanten abzuwerben 
ist fast ausgeschlossen.«

Immerhin – Metro hält an allen 
C&CStandorten fest. Daneben soll das 
Unternehmen im Rahmen von »Back to 
Attack« bis Ende 2020 allerdings gründ
lich umgebaut werden. Ein Stichwort 
lautet etwa »Geschäftsprozessoptimie
rung«, zu der die Verlagerung der Dispo
sition aus den Märkten in die Zentrale 
und Umstellungen bei den Kassenab
läufen sowie der Warenannahme zählen. 
Weitere Änderungen lauten »Einmar
kenstrategie«, die die Umwandlung von 
Schaper in MetroGastro beinhaltet sowie 
der Aufbau von 14 Verbundorganisati
onen bundesweit, in denen Kundenma
nagement und Telefonverkauf regiona
lisiert betrieben werden sollen. Uwe 
Erschens: »Am Ende bedeuten die Um
stellungen und der Stellenabbau eine 
enorme Arbeitsverdichtung in den Märk
ten. Dabei wissen die Kolleginnen und 
Kollegen schon heute oft kaum noch, 

wie sie die Öffnungszeiten mit dem vor
handenen Personal abdecken sollen.« 
Doch Metro ist wild entschlossen, die 
C&CSparte umzustrukturieren – koste 
es, was es wolle.

Einheitlicher Betriebsrat:
Verhandungen im Januar

Inzwischen hat der Gesamtbetriebsrat 
mit der Geschäftsleitung erfolgreich 
einen Interessenausgleich und Sozialplan 
für die vom Stellenabbau betroffenen 
Mitarbeiter/innen vereinbart. Bis Jahres
ende sind betriebsbedingte Kündi

Lieferservice wird ausgebaut FOTO: METRO GROUP
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Metro C&C strukturiert um

Dass Arbeitgeber Betriebsräte zum 
Verstoß gegen Tarif und Betriebs

vereinbarungen auffordern, scheint sich 
zur neuesten Masche zu entwickeln 
(siehe auch Beitrag zu Metro C&C). In 
den EdekaLagern in NordbayernSach
senThüringen jedenfalls will die Ge
schäftsleitung partout den Samstag zum 
Regelarbeitstag werden lassen – und 
damit offen Tarifbruch begehen.

Der Manteltarifvertrag
spricht eine klare Sprache

»Die geltenden Manteltarifverträge für 
Bayern und Sachsen lassen das aus
drücklich nicht zu«, sagt Stefan Kraft 
aus der ver.diBundesfachgruppe Groß 
und Außenhandel (GAH) »Samstagsar
beit ist nur in Ausnahmefällen mög
lich.« Diese Ausnahmen sind wiederum 
in Betriebs und Gesamtbetriebsverein
barungen genau definiert, wie der Ge
samtbetriebsratsvorsitzende Wolfgang 
Stark erläutert: »Eine Woche vor oder 
nach Feiertagen, bei erhöhtem Arbeits
aufkommen und hohem Krankenstand 

ist Samstagsarbeit zulässig.« Doch der 
Arbeitgeber will um jeden Preis einen 
Regelarbeitstag mehr haben, und das 
obwohl die Auftragslage derzeit unver
ändert ist. »Mit mir wird es das jeden
falls nicht geben«, betont der langjäh
rige GBRVorsitzende. Abgestimmt mit 
den Betriebsräten der EdekaLager
standorte und mit ver.di soll in nächster 
Zeit der Geschäftsleitung vermittelt 
werden, dass weder die Arbeitnehmer
vertreter/innen noch die Gewerkschaft 
bei Verstößen gegen Tarif und Betriebs
vereinbarungen mitmachen. Und in 
diesem Zusammenhang wird der GBR 
auch verstärkt auf die Einhaltung der 
Vereinbarung zur Leiharbeit achten. 
»Wir könnten natürlich auch nicht ak
zeptieren, dass der Arbeitgeber Leih
arbeitskräfte regelmäßig samstags ar

beiten lässt«, so Wolf
gang Stark.

Weiteres Ärger
nis in den Ede
ka Lager n  der 
Region ist die 
Ausdünnung 
des eigenen 
Fuhrparks. »Er 
wird nicht mo
dernisiert, und 
aus Altersgrün
den ausscheiden
de Fahrer werden 
nicht ersetzt«, sagt 
Stefan Kraft. Statt
dessen kommen im
mer mehr Speditionen zum Einsatz, so 
dass schleichend die Bindung an die 
GAHTarifverträge umgangen wird, denn 

die Fremdfirmen fallen – sofern 
sie überhaupt tarifgebunden 

sind – unter die deutlich schlech
teren LogistikTarifverträge. Dass 

obendrein das neue Großlager im 
sächsischen Berbersdorf auch Monate 
nach der Eröffnung noch nicht den Voll
betrieb aufgenommen hat, kostet zu

Ungeregelt verläuft derzeit die Frage 
der Übernahme von Auszubilden

den bei ThyssenKruppStahlgroßhan
del. Nun haben sich die Gesamtjugend 
und Auszubildendenvertretung (GJAV) 
des Unternehmens und ver.di Jugend 
im Handel des Themas angenommen. 
Ziel sind verbindliche Regelungen für die 
AzubiÜbernahme in diesem Bereich.

Input durch Azubis auch bei
den Jugendversammlungen

»Während die Sparten Eisen und Stahl 
die Übernahme tariflich geregelt haben, 
gibt es im Bereich Groß und Außen
handel nichts Vergleichbares«, sagt 

Franziska Foullong, zuständige ver.di
Sekretärin für die Jugend im Handel. 

ver.di geht nun in enger Abstimmung 
mit der KonzernJugend und Auszubil
dendenvertretung dieses Thema intensiv 
an: In den Niederlassungen finden bei
spielsweise Jugend und Auszubilden
denVersammlungen statt, bei denen das 
Thema der Übernahme mit den betrof
fenen Azubis besprochen wird, um ihre 
Bedürfnisse zu erfahren und so letztlich 
Ziele für die GJAV zu erarbeiten.

In bundesweit 29 Niederlassungen von 
ThyssenKruppStahlgroßhandel gibt es 
derzeit insgesamt rund 300 Auszubil
dende, in 24 der Niederlassungen besteht 
ein JAVGremium. G G
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AzubiÜbernahme regeln

Tüfteln mit Stahl FOTO: ARCHIV

sätzlichen Aufwand und belastet die 
Arbeit in den angestammten EdekaLa
gern der Region. Inzwischen steht fest, 
dass die Lager im sächsischen Hof und 
in Borna bis März bzw. April 2016 of
fenbleiben; ursprünglich hätten sie be
reits in diesem Herbst geschlossen wer
den sollen. GUDRUN GIESE

Tarifaktion 2015 FOTO: THIERMEYER

Kämpferisch gegen regelmäßige 
Samstagsarbeit
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AVE würde 
Tarifdumping 
stoppen
Die Verpflichtung für alle Händler, 
die Flächentarifverträge anzuwen-
den, wäre ein Riesenschritt in die 
richtige Richtung. Damit würden die 
negativen Auswirkungen des Ver-
drängungwettbewerbs auf Löhne 
und Gehälter eingedämmt. Um so 
wichtiger ist einer der vielen Be-
schlüsse des ver.di-Bundeskongresses 
vom September. Es geht um die so 
genannte Allgemeinverbindlichkeits-
erklärung (AVE):
»ver.di nutzt massiv die neuen Rege-
lungen zur Durchsetzung der Allge-
meinverbindlichkeit von Tarifverträ-
gen«, heißt es in dem Beschluss, der 
auf Initiative der Fachbereichskonfe-
renz Handel zustandegekommen ist. 
»Sollten diese Bemühungen durch 

Blockade der Arbeitgeberverbände 
nicht erfolgreich sein, wird das Bun-
desarbeitsministerium aufgefordert, 
Maßnahmen zur Durchsetzung der 
Allgemeinverbindlichkeit zu ergrei-
fen.«
Hintergrund: Für die AVE ist es seit 
2014 nicht mehr erforderlich, dass der 
Tarifvertrag mindestens 50 Prozent 
aller Beschäftigten der Branche er-
fasst. Bis zum Jahr 2000 hat im Einzel-
handel die Allgemeinverbindlichkeit 
der Tarifverträge bestanden, ab dann 
jedoch ließen die Arbeitgeber Ver-
bandsmitgliedschaften ohne Tarifbin-
dung (OT) zu. Und sie gingen davon 
ab, gemeinsam mit den Gewerkschaf-
ten beim Bundesarbeitsministerium 
die AVE zu beantragen. Einem erheb-
lichen Tarifdumping wurde damit der 
Boden bereitet. 
Der ver.di-Kongress fasste viele Be-
schlüsse, die in den nächsten vier Jah-
ren die Gewerkschaftspolitik prägen 
werden – wir berichten weiter. Kom-
plett dokumentiert sind sie auf verdi.
de/ueber-uns/bundeskongress-2015. 

W I C H T I G E R  B E S C H L U S S

Für sie gibt es kein Zurück: Streikende Kollegen aus dem KiKZentrallager FOTO: VER.DI
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E ine Demonstration vor der Tengel
mannZentrale in Mühlheim an der 

Ruhr, Flugblattverteilungen vor zahl
reichen KiKFilialen bundesweit, Proteste 
und Solidaritätserklärungen von Bun
destagsabgeordneten: Alle diese Ak
tionen fanden am »Schwarzen Freitag 
gegen HorrorJobs« statt, den u.a. die 
Initiative »Aktion Abeitsunrecht« orga
nisiert hatte. Es ging an diesem Freitag, 
dem 13. November um die miserablen 
Arbeitsbedingungen und schlechte Ent
lohnung im KiKZentrallager im nord
rheinwestfälischen Bönen. Allerdings 
wurde die Freude über die zahlreichen 
und gut angenommenen Aktionen auch 
von den islamistischen Terroranschlägen 
in Paris überlagert.

Selbstredend schmälern die dramati
schen Ereignisse der Nacht nicht das 
Engagement hunderter von Beschäftig
ten in etwa 25 Städten bundesweit. 
Hintergrund des Aufrufs zu Protestak
tionen am »Schwarzen Freitag« ist der 
seit über einem Jahr dauernde 
Kampf um einen Tarifvertrag 
für die rund 410 Beschäf
tigten im KiKLager Bönen. 

»Es ist ein Stück aus 
dem Tollhaus«

In dem zur Tengelmann
Gruppe gehörenden Lager ist 
Lohndumping an der Tages
ordnung. Das Gros der Be
schäftigten arbeitet zu einem 
Monatslohn von 1.750 Euro 
brutto. »Viele müssen dieses 
karge Entgelt mit Leistungen 
vom Jobcenter aufstocken«, 
sagt Ursula JacobReisinger 
vom ver.diBezirk HammUn
na, die derzeit die KiKMitarbeiter in 
Bönen betreut. »Es ist ein Stück aus dem 
Tollhaus, dass wir alle als Steuerzahler 
auf diese Weise die Hungerlöhne, die 
der Arbeitgeber KiK zahlt, auch noch 
subventionieren.«

Nach den Tarifverträgen des nord
rheinwestfälischen Einzelhandels, unter 
die das KiKLager als Betrieb der klassi
schen Handelslogistik fallen würde, 
hätten die Beschäftigten Anspruch auf 
einen Lohn von 2.150 Euro brutto, eine 
37,5StundenWoche sowie 36 Tage 
Jahresurlaub. Um entsprechende Bedin
gungen für die Beschäftigten zu erreichen, 
wurde bereits im vergangenen Jahr eine 

Tarifkommis
sion gebil
det.

Silke Zim
m e r,  d i e 
Leiterin des 
ver.diLan

desfachbereichs Handel in 
NRW forderte Ende Oktober 2014 den 
Arbeitgeber zur Unterzeichnung eines 
Anerkennungstarifvertrages auf. Doch 
es passierte – nichts. Die Arbeitgeber
seite fand sich zu keinem Gespräch mit 
ver.di bereit, geschweige denn zu Tarif
verhandlungen und gab lediglich gegen
über der Presse kund, dass sie keinen 
Tarifvertrag wolle.

»Wir geben keine Ruhe und 
kämpfen weiter«

Die Beschäftigten lassen sich diese voll
ständige Verweigerung nicht gefallen. 
Von November 2014 bis November 2015 

wird. Solchen Angriffen auf die Mitbe
stimmung und Arbeitnehmerrechte wol
len die Beschäftigten, ihr Betriebsrat und 
ver.di nun noch energischer entgegen
treten. »Im Dezember wird es weitere 
Aktionen geben. Bei einer Betriebsver
sammlung soll der Arbeitgeber vor der 
Belegschaft Farbe bekennen und erklä
ren, warum er Tarifverhandlungen ver
weigert«, sagt Heino Georg Kassler vom 
Landesfachbereich Handel in NRW. »Au
ßerdem entsteht ein Vertrauensleute
körper im Betrieb, und wir werden in 
nächster Zeit auf jeden Fall den Druck 
verstärken.« Und Brahim el Bouchti, 
Betriebsratsvorsitzender im KiKLager 
Bönen und Mitglied der Tarifkommissi
on erklärt: »Wir werden keine Ruhe 
geben und weiter für einen Anerken
nungstarifvertrag kämpfen.« Es sei Zeit 
für einen gerechten und angemessenen 
Lohn für die gute Arbeit, die die Be
schäftigten im KiKLager leisten.

G G

haben sie an insgesamt über neunzig 
Tagen gestreikt. Dafür werden sie vom 
Arbeitgeber heftig drangsaliert: Abmah
nungen aus nichtigen Anlässen, Schika
nen und Einschüchterungen sind an der 
Tagesordnung. Streikbrecher, die vor 
allem aus polnischen Werkvertrags
Beschäftigten rekrutiert werden, erhal
ten hingegen Prämien von 20 Euro pro 
Streiktag. Betriebsratsmitglieder werden 
wiederum geradezu gezwungen, ihre 
gesetzlich garantierten Mitbestim
mungsrechte vor dem Arbeitsgericht 
durchzusetzen. Ein Betriebsratsmitglied 
erhielt insgesamt sechs Kündigungen, 
die allesamt rechtlich unhaltbar waren.

Ursula JacobReisinger: »KiK arbeitet 
eng mit der Anwaltskanzlei Schreiner & 
Partner zusammen, die regelmäßig Ar
beitgeber berät, wie sie Betriebsräte 
demontieren und Belegschaften spalten 
können.« Ein klassischer Fall von Union 
Busting also, das mittlerweile in zahlrei
chen Betrieben bundesweit praktiziert 
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werden diese Betriebsräte und andere 
gewerkschaftlich orientierte KollegInnen 
unter dem Dach von ver.di in diesem 
Arbeitskreis zusammengefasst, um die 
Zusammenarbeit mit dem von tie getra
genen ExChainsNetzwerk besser zu 
koordinieren. Bisher gehören ihm die 
GBRVorsitzenden von Zara, H&M, Esprit 
und Primark an. Die Initiative für den 
AK ging vor allem von den ver.diLan
desfachbereichsleiter/innen aus Bayern, 
BadenWürttemberg und Niedersach
senBremen aus.

Welche Ziele verfolgt der Arbeits-
kreis?

DAMIANO QUINTO:Die Probleme sind 
in allen Betrieben der »Jungen Mode« 
im Textileinzelhandel sehr vergleichbar. 
Und ähnlich sieht es in den Textilfabriken 
Südostasiens aus. Wir erkennen diese 
Zusammenhänge aber erst, wenn wir 
die Betriebs, Unternehmens und Län
dergrenzen überschreiten und uns tref
fen. Der AK »Junge Mode« bietet diese 
Möglichkeit zum Austausch, was die 
Arbeitgeber gar nicht gerne sehen. Denn 
sobald sich die Kolleginnen und Kollegen 
treffen und austauschen, stellen sie fest, 
dass gewerkschaftliches Engagement 
überall mehr oder weniger be oder 
verhindert wird. Schließlich sind ja auch 
die Akteure überall die gleichen: als Ar

Anfang November trat der Arbeits
kreis »Junge Mode« in Hannover 

erstmals an die Öffentlichkeit. Über 
Gründung, Ziele und Aktionen berichtet 
Damiano Quinto, Unternehmensbetreu
er Textileinzelhandel in der ver.diBun
desfachgruppe Einzelhandel.

Worum geht es beim Arbeitskreis 
»Junge Mode«? Welche Aufgaben 
hat er?

DAMIANO QUINTO: Es geht um die 
Unterstützung der internationalen Zu
sammenarbeit von Beschäftigten entlang 
der TextilienLieferkette, indem der Ar
beitskreis die Forderungen unterschied

licher Gewerkschaften in diesem Bereich 
schnell und betriebsnah verbreitet. An
fang November überreichten Vertrete
rinnen von Bekleidungsgewerkschaften 
aus Indien und Bangladesch, aus dem 
internationalen Bildungsnetzwerk tie 
und von ver.di gemeinsam mit den 
GBRVorsitzenden von Zara und H&M 
einen Katalog mit Forderungen an die 
ZaraGeschäftsführung. Zuvor hatten 
wir die Forderungen bei einer Presse
konferenz präsentiert und dabei erstmals 
den Arbeitskreis »Junge Mode« vorge
stellt. Bereits in der Vergangenheit haben 
Betriebsräte von Zara und H&M das 
ExChainsNetzwerk unterstützt. Nun 

beitgeber in Europa und als Einkäufer 
in Asien. Unterschiede in den Betrieben 
selbst resultieren letztlich aus der unter
schiedlichen gewerkschaftlichen Stärke. 
Diese Erkenntnisse aus den Treffen sol
len in die Betriebe hineinwirken. Es geht 
darum, ein gemeinsames gewerkschaft
liches Verständnis der Probleme und 
Lösungen entlang der Lieferkette zu 
entwickeln.

Hat es seit der Gründung des AKs 
schon Aktionen gegeben?

DAMIANO QUINTO: Sehr schön war die 
Solidaritätserklärung des H&MGesamt
betriebsratsausschusses (GBA) an die 
Kolleginnen und Kollegen von Primark 
Mitte November. Der GBA wünschte 
ihnen in ihrem Kampf um Tarifbindung 
möglichst schnellen Erfolg, damit die 
Unternehmen mit ihren Produkten kon
kurrieren und nicht über schlechte Ar
beitsbedingungen. Es ist das erste Mal 
im Bereich der Jungen Mode, dass sich 
das Mitbestimmungsgremium des einen 
mit Beschäftigten eines anderen Unter
nehmens solidarisieren, um gemeinsame 
tarifliche Mindeststandards durchzuset
zen. Die Unterstützung unserer gewerk
schaftlichen Arbeit betriebs, unterneh
mens und länderübergreifend wird 
weiter unsere Hauptaufgabe bleiben.
 I N T E R V I E W :  G U D R U N  G I E S E

NACH
GEFRAGT »Viele Grenzen überschreiten«
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ver.diSolidaritätsaktion bei der Bundesfachbereichskonferenz 2015
 FOTO: POLENTZ/TRANSIT

Cosimo Damiano Quinto (42) war 
mehr als ein Jahrzehnt Betriebsrats-
vorsitzender bei H&M in Trier und 
hat in dieser Zeit sehr viel für die 
Kolleg/innen durchgesetzt – u.a. ver-
schiedene Betriebsvereinbarungen 
abgeschlossen und regelmäßig Eini-
gungsstellen angerufen, um be-
triebsrätliche Forderungen zum Er-
folg zu bringen. Früh ist Damiano 
Quinto seinem Arbeitgeber ein Dorn 
im Auge; Ende 2012 erhält er die 
Kündigung wegen einer angeblich 
nicht genehmigten Nebentätigkeit: 
Er war mehrfach Beisitzer in Eini-
gungsstellen anderer H&M-Filialen. 
Nach mehrjähriger Auseinanderset-
zung gewinnt Damiano Quinto Mit-
te Mai dieses Jahres den Rechtsstreit 
in dritter und letzter Instanz vor dem 
Bundesarbeitsgericht. Seit Septem-
ber ist er in der ver.di-Bundesfach-
gruppe Einzelhandel zuständiger 
Gewerkschaftssekretär für den Be-
reich der »Jungen Mode« – Zara, 
H&M, Primark und andere. GG

FREITAG DER 13.
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tödliche Produktion 
kein Tarifvertrag 

Union Busting Eine Initiative von


